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ZHAW
LCITES

CSEC-CN

LPA
Fedpol
ZDA
CITES

LDEA

Haute école des sciences appliquées de Zurich

Loi fédérale sur la circulation des especes de faune et de flore protégées
(Loi sur les espéces protégées)

Commission de la science, de I'éducation et de la culture du Conseil
national

Loi fédérale sur la protection des animaux
Office fédéral de la police
Zentrum fur Demokratie Aarau

Convention sur le commerce international des especes de faune et de
flore sauvages menacées d'extinction

Loi fédérale sur le systeme d’information commun aux domaines des
étrangers et de I'asile
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GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 27.12.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Politische Grundfragen
Nationale Identitat

2019 setzten sich das Zentrum fiir Demokratie Aarau (ZDA) und die Tagespresse mit der
Frage auseinander, ob sich die Demokratie als Staatsform, sowohl in der Schweiz als
auch weltweit, in einer Krise befindet. Der Zustand der Demokratie wurde hierbei
jeweils unterschiedlich bewertet:

Im Feuilleton der NZZ ging man der Frage nach, ob wir uns in einem postfaktischen
Zeitalter befinden, in welchem die Wissenschaft an Geltung verloren habe, und ob als
Folge daraus ein «Ende der Demokratien» resultieren kénnte. Politik ohne Fakten, so
ein Argument der US-amerikanischen Philosophin Seyla Benhabib, wirde die fur
Demokratien essenzielle «Verstandigungsbereitschaft» der Bevolkerung und damit die
Diskursoffentlichkeit «torpedieren». Man kdénne tatséchlich annehmen, dass sich
solcherart Zustdnde mehren wdirden, blicke man etwa auf die Prasidenten Jair
Bolsonaro (BRA) oder Donald Trump (USA) als «militante oder habituelle
Antiintellektuelle», doch sei dies nur ein Teil des Ganzen, wie Elena Wilhelm von der
ZHAW in ihrem Kommentar entgegnete. Eine international durchgefiihrte Studie des
Meinungsforschungs- und Umfrageinstituts Gallup, welches jahrlich auch den World
Happiness Report veroffentlicht, habe namlich ergeben, dass 72 Prozent der
Bevolkerung der Wissenschaft noch immer vertraue, allerdings ofters auch ihren
Nutzen in Frage stelle - nur 41 Prozent der Befragten glaubten, dass die Wissenschaft
der Bevdlkerung zugutekomme. Der Glauben an Fakten sei folglich noch vorhanden.
Wichtig sei deshalb, dass die «Diskursgemeinschaften» gestarkt wirden, indem die
Wissenschaft wieder vermehrt Debatten anstosse und so einen Mehrwert fur
Diskussionen bote und dem «Postfaktischeln]» etwas entgegenhalten kénne.

Das ZDA fuhlte der Demokratie mit dem im Herbst erschienenen Buch «Brennpunkt
Demokratie» auf den Zahn. Ein Auszug des darin publizierten Artikels von Sarah Engler
und Daniel Kubler wurde auch in der Aargauer Zeitung veroffentlicht.

Historisch betrachtet habe es noch nie so viele Demokratien gegeben wie heute: Uber
60 Prozent aller Staaten seien Demokratien. Seit zehn Jahren sei aber eine Stagnation
dieser Zahl festzustellen, was «Pessimisten» gerne dazu verleite, von einem Niedergang
der Demokratie zu sprechen. Weltweit seien Bulrgerinnen und Blrger «zunehmend
unzufrieden und misstraultlen Parteien und Eliten», beispielsweise weil man sich
missverstanden fuhle oder Anliegen nicht ernstgenommen wuirden. Auf der anderen
Seite seien teilweise Personen an der Macht, welche demokratische Grundprinzipien
infrage stellten. Dies lege nahe, dass Populismus die Demokratie gefahrde, gleichzeitig
fihre der Einzug von Populisten in die Regierung «nicht automatisch zu
demokratischen Einbussen»; mit der SVP habe die Schweiz langst eine populistische
Partei in der Regierung, doch seien hier derart unterminierende Tendenzen nicht zu
beobachten.

Weitere Resultate, die auf den am ZDA entwickelten Demokratiebarometer
zuriuckgehen, zeigten auf, dass auch insgesamt in Europa kein genereller
«Qualitatsverfall der Demokratie» festzustellen sei. In einzelnen Staaten wie
Griechenland und Spanien sei aufgrund der dortigen Wirtschaftskrise oder in Italien
und Ungarn aufgrund der Einschrankung der Pressefreiheit aber ein deutlicher
Ruckgang demokratischer Parameter zu verzeichnen.

Ein letzter Aspekt wurde schliesslich zu Jahresende wiederum in der NZZ thematisiert:
Hass, Sexismus und Drohungen seien in der Politik und gegentiber Journalisten héaufiger
geworden. So sah sich Marionna Schlatter (gp, ZH) wéhrend ihrer Kandidatur fir den
Stédnderat mit Morddrohungen konfrontiert, Christoph Mérgeli und Roger Koppel (svp,
ZH) seien verbal attackiert und in einem Zircher Lokal mit Getrénken Uberschittet
worden.

Frauen gegentber, so die Soziologieprofessorin Katja Rost, sei der Hass vermehrt
sexistischer Natur und personlich gefarbt. Amtierende Politikerinnen seien sich daher
einig, dass dies junge Frauen vom Einstieg in die Politik abhalten kénnte, und Rost fugte
hinzu, dass Hass dazu fuhre, dass sich Frauen nicht mehr vorbehaltlos kontrovers
aussern kdnnten. Der Hass stelle aber insgesamt «eine Gefahr fur die Demokratie» dar
und treffe Politikerinnen und Politiker jedweder Gesinnung. Bei den «Hatern» handle
es sich zwar nur um einen «marginalen Teil der Gesellschaft» - dieser hatte aber einen
«extremen Effekt». Umso wichtiger, resimierte man in der Zeitung, sei es, dass man
dem Hass nicht kampflos das Feld Uberlasse und sich fir «Anstand in der politischen
Debatte» einsetze. '
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BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 16.06.2020
KARIN FRICK

Rechtsordnung
Aussere Sicherheit

In der Sommersession 2020 beriet der Nationalrat als Zweitrat die Vorlage zur
Verstarkung des strafrechtlichen Instrumentariums gegen Terrorismus und
organisierte Kriminalitat, die auch die Genehmigung des Europarats-Ubereinkommens
Uber die Terrorismuspravention und dessen Zusatzprotokolls beinhaltete. Wahrend die
vorberatende SiK-NR die Stossrichtung des Geschafts mehrheitlich unterstitzte, wie
deren Sprecher Mauro Tuena (svp, ZH) dem Ratsplenum bekannt gab, beantragte eine
Minderheit Schlatter (gp, ZH) die Rickweisung an den Bundesrat, weil sie eine klare
Definition von terroristischen Organisationen vermisste und diese nicht der
Rechtsprechung Uberlassen wollte. Welche Organisation terroristisch sei, sei keine
juristische, sondern eine politische Entscheidung, begrindete die Grine Nationalratin
ihren Antrag. Zudem forderte sie, dass sich die Strafrechtsverscharfung darauf
beschréanken misse, was das internationale Abkommen zwingend verlange. Votantinnen
und Votanten gegen die Rlckweisung wandten ein, es gebe keine allgemeinglltige,
globale Definition von Terrorismus, auf die man sich stitzen kénnte, und betonten das
Vertrauen in die Schweizer Justizbehdrden. So einig wie die Fraktionen der SP und der
Grlinen die Rickweisung unterstutzen, stellten sich jene der GLP, der Mitteparteien,
der FDP und der SVP dagegen, sodass der Antrag mit 127 zu 67 Stimmen deutlich
abgelehnt wurde.

In der Detailberatung wandte sich die grosse Kammer in einem ersten Block den
Anderungen im Nachrichtendienstgesetz zu und erorterte die Frage, unter welchen
Voraussetzungen der Bundesrat eine Organisation, die die innere oder &aussere
Sicherheit der Schweiz bedroht, verbieten kénnen soll. Eine Minderheit Addor (svp, VS)
blieb mit der Forderung, dass der Bundesrat dies im Sinne von mehr Sicherheit und
Souveréanitat allein entscheiden kénnen musse, erfolglos. Die Mehrheit blieb beim
Entwurf des Bundesrates, demgemaéss sich ein Verbot auf einen Verbots- oder
Sanktionsbeschluss der UNO gegen die fragliche Gruppierung stitzen muss. Diese
Bedingung sei wichtig fur die Neutralitdt der Schweiz, erlduterte Bundesratin Karin
Keller-Sutter, weil sonst andere Staaten die Schweiz politisch oder diplomatisch unter
Druck setzen kénnten, eine bestimmte Organisation zu verbieten.

Im zweiten Block widmete sich der Nationalrat den Anpassungen im Strafrecht. Der mit
sechs Minderheitsantragen meistdiskutierte Artikel 260ter StGB definiert den
Tatbestand der Beteiligung an und Unterstitzung einer kriminellen bzw. terroristischen
Organisation und legt das einschlagige Strafmass fest. Die Kommissionsmehrheit wich
mit ihrem Vorschlag insofern von der standeratlichen Fassung ab, als sie humanitére
Dienste einer unparteiischen humanitaren Organisation wie dem IKRK explizit von der
Strafbarkeit ausschliessen wollte. Dieser Vorschlag setzte sich deutlich gegen alle
Minderheitsantrége durch, sowohl jene, die diese Ausnahmebestimmung fur
humanitéare Organisationen einerseits als Uberflissig oder andererseits mit der
Nennung des IKRK als zu eng gefasst in Frage stellten, als auch jene, die den
Strafrahmen insgesamt verkleinern, den Kampf fiir Demokratie und Rechtsstaatlichkeit
nicht als Terrorismus klassifizieren, die zuséatzliche Bestrafung fur weitere im Rahmen
einer Organisation begangene Straftaten explizit machen oder die Definition
terroristischer Organisationen ganz streichen wollten. Der zweite grosse Streitpunkt der
Vorlage lag im neuen Art. 260sexies StGB, der die Anwerbung und Ausbildung sowie das
Reisen im Hinblick auf eine terroristische Straftat unter Strafe stellt. Eine Minderheit
Seiler Graf (sp, ZH) wollte den ganzen Artikel streichen, weil sie diese Vorverlagerung
der Strafbarkeit als rechtsstaatlich problematisch ansah. Man befinde sich hier
«definitiv im Gesinnungsstrafrecht», urteilte die Antragstellerin. Terroristen liessen
sich  kaum  durch eine Strafandrohung abschrecken; Pravention und
Ursachenbekampfung - etwa gestitzt auf den Nationalen Aktionsplan zur Verhinderung
und Bekédmpfung von Radikalisierung und gewalttatigem Extremismus - waren an dieser
Stelle zielfihrender als repressive Massnahmen, schloss sie. Im Gegensatz dazu
bezeichnete Justizministerin Keller-Sutter den umstrittenen Artikel als «deln]
zentrale[n] Pfeiler des Europaratsiibereinkommens» und dessen Streichung als
«empfindlichle] Schwéchung des Strafrechts». Gegen die bis auf eine Ausnahme
(Philipp-Matthias Bregy, cvp/VS) geschlossen stimmenden Fraktionen der birgerlichen
Parteien sowie der Grunliberalen blieb das links-grine Lager schliesslich chancenlos.
Der dritte und letzte Block betraf die Anderungen im Rechtshilfegesetz. Auch hier
folgte der Nationalrat in allen Punkten seiner Kommissionsmehrheit und lehnte drei
Minderheitsantrdge Roth (sp, SO) hochkant ab, die internationale Rechtshilfe bei
Steuerhinterziehung zulassen, die Voraussetzungen fiir die vorzeitige Ubermittlung von
Informationen und Beweismitteln an auslandische Ermittlungsbehérden (sog.
dynamische Rechtshilfe) erhéhen und grenziberschreitende Ermittlungsgruppen der
Aufsichtsbehérde Uber die Bundesanwaltschaft unterstellen wollten. Bei den
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Bedingungen fur die dynamische Rechtshilfe kehrte der Nationalrat diskussionslos zu
den lockereren Voraussetzungen des Bundesrats zurlck, anstatt sich der vom Sténderat
beschlossenen Verscharfung anzuschliessen.

In der Gesamtabstimmung nahm die grosse Kammer die gegenlber dem Standerat in
zwei Punkten veranderte Vorlage mit 127 zu 54 Stimmen bei 13 Enthaltungen an. Die
Fraktionen der SP und der Grlinen machten damit ihre bereits in der Eintretensdebatte
geausserte Drohung wahr, dem Entwurf ihre Zustimmung zu verweigern, sollten die
Tatbestande des Anwerbens, Ausbildens und Reisens im Hinblick auf einen Terrorakt im
Strafgesetzbuch festgeschrieben werden. Stillschweigend schrieb der Nationalrat
zudem die beiden Motionen 14.4187 fur die Ratifizierung des Europaratseinkommens
zur Terrorismusverhitung und 15.3008 flr wirksamere Strafbestimmungen zur
Verfolgung der organisierten Kriminalitat ab. ?

Strafrecht

Der Nationalrat widmete sich in seiner Sondersession im Mai 2021 als Erstrat der
Anderung des DNA-Profil-Gesetzes, mit der eine gesetzliche Grundlage fir die
Phanotypisierung, d.h. das Auslesen bestimmter dusserer Merkmale der gesuchten
Person aus einer DNA-Spur, geschaffen werden sollte. Eine Grine Minderheit
beantragte Nichteintreten, weil ihr der vorliegende Entwurf zu weit ging; sie hatte
angesichts der Schwere des damit verbundenen Grundrechtseingriffs einen enger
eingegrenzten Anwendungsbereich flir die Methode als geboten erachtet. Es sei nicht
Aufgabe der Politik, «in vorauseilendem Gehorsam den ganzen Wunschkatalog der
Strafverfolgungsbehdérden zu erflllen», appellierte Minderheitssprecherin Marionna
Schlatter (gp, ZH) an den Rat. Bundesratin Karin Keller-Sutter relativierte, es handle sich
nicht um einen schweren Grundrechtseingriff, weil es sich bei den ausgewerteten
Daten nicht um jene einer bestimmten Einzelperson, sondern um eine anonyme Spur
handle. Zudem seien die ausgewerteten &usserlichen Merkmale «fur jedermann
sichtbar, wie fir einen Augenzeugen». Gegen den Widerstand der geschlossenen
Grinen Fraktion sowie der hélftig gespaltenen SP-Fraktion trat der Nationalrat mit 137
zu 43 Stimmen bei 6 Enthaltungen auf die Vorlage ein.

Inhaltlich befasste sich der Nationalrat zunachst mit der gesetzlichen Verankerung der
Verwandtenrecherche, d.h. die Durchsuchung der DNA-Datenbank nach Personen,
deren DNA-Profil grosse Ahnlichkeit zur gefundenen Spur aufweist und die daher mit
der Spurenlegerin oder dem Spurenleger verwandt sein koénnten. Drei linke
Minderheitsantrage, die auf strengere Voraussetzungen und einen engeren
Anwendungsbereich fur die Verwandtenrecherche zielten, wurden von der burgerlichen
Ratsmehrheit deutlich abgelehnt. Als Zweites diskutierte die grosse Kammer mit der
Phanotypisierung den eigentlichen Kern des Geschéfts. Auch hier wurden mehrere
Minderheitsantrage aus den Reihen der SP und der Grlnen zur Eingrenzung des
Anwendungsbereichs und fur strengere Voraussetzungen fur den Einsatz dieser
Ermittlungsmethode von der burgerlichen Ratsmehrheit verworfen. Erfolgreich war
hingegen einzig eine Minderheit Riniker (fdp, AG), die beflirwortete, dass der Bundesrat
in Abhéngigkeit vom technischen Fortschritt kinftig weitere &usserlich sichtbare
Merkmale - neben den explizit genannten Merkmalen Augen-, Haar- und Hautfarbe,
biogeografische Herkunft und Alter - fur die Phéanotypisierung zulassen kann. Die
Kommissionsmehrheit hatte diese Delegationsnorm gegentber dem bundesratlichen
Entwurf streichen wollen, sodass neue Merkmale nur Uber eine Gesetzesanderung
hatten hinzugeflgt werden kdénnen, unterlag aber mit 97 zu 88 Stimmen bei 2
Enthaltungen ebenfalls der birgerlichen Stimmkraft. Als einzige materielle Anderung
gegenlber dem Entwurf des Bundesrats nahm der Nationalrat einen Artikel ins DNA-
Profil-Gesetz auf, demzufolge nach Suizid ein DNA-Profil der verstorbenen Person
erstellt werden kann, das nach einem Jahr wieder geldscht wird, sofern der Abgleich
mit der DNA-Datenbank keinen Treffer hervorbringt. Bundesratin Keller-Sutter und eine
Minderheit Riniker vertraten vergebens die Ansicht, diese Norm schiesse Ubers Ziel
hinaus. Gemass geltender Strafprozessordnung kénne nach Suizid bereits ein DNA-
Profil erstellt werden, wenn Anzeichen vorliegen, dass die tote Person in ein Delikt
verwickelt sein kénnte, erklarte die Justizministerin. Das Ansinnen, in jedem Fall von
Suizid - also auch ohne jegliche Hinweise auf eine Straftat - ein DNA-Profil zu erstellen,
bezeichnete sie als eine «fishing expedition». Mit 126 zu 59 Stimmen liess sich der
Nationalrat gegen den Widerstand der FDP- und der Grlinen Fraktion dennoch darauf
ein. Bezlglich der Loschfristen flr DNA-Profile lehnte die grosse Kammer samtliche
Minderheitsantrage fur eine Verlangerung oder Verkirzung ab und Ubernahm die
Vorschlage des Bundesrats unverandert. In der Gesamtabstimmung nahm der
Nationalrat die Vorlage mit 125 zu 54 Stimmen bei 12 Enthaltungen an. Die Griine
Fraktion, die sich schon gegen Eintreten ausgesprochen hatte, lehnte das Geschaft
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auch in der Gesamtabstimmung geschlossen ab, ebenso jene zwei Drittel der SP-
Fraktion, die sich nicht der Stimme enthielten. *

Innere Sicherheit

In der Sommersession 2020 befasste sich der Nationalrat als Zweitrat mit dem
Bundesgesetz iliber polizeiliche Massnahmen zur Terrorismusbekampfung (PMT). In der
langen Eintretensdebatte wurden die grundsatzlichen Fragen erortert, ob die
vorgesehenen Massnahmen mit den Menschenrechten vereinbar seien und ob es sie
Uberhaupt brauche. Wahrend die Fraktionen der Grulnliberalen, der Grinen und der
Sozialdemokraten beide Fragen entschieden verneinten, zeigte sich die bdlrgerliche
Ratsseite sowohl von der Notwendigkeit als auch von der Vélkerrechtskonformitat des
Gesetzes vollkommen Uberzeugt. GLP-Nationalratin Katja Christ (glp, BS) beantragte
Nichteintreten, weil die Gesetzesvorlage die Schweiz nicht sicherer mache, sondern
den Rechtsstaat untergrabe. «Rund achtzig Nichtregierungsorganisationen sowie
namhafte Straf- und Volkerrechtler» seien sich darin einig, dass mit den geplanten
Massnahmen «eine Grenze Uberschritten» werde, nahm Christ auf die mediale
Diskussion im Vorfeld der Ratsdebatte Bezug und warnte pathetisch: «Die Freiheit
stirbt mit Sicherheit». Ins gleiche Horn blies Griinen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp,
ZH), die das Geschéaft an den Bundesrat zurlickweisen wollte. Sie forderte, die unklare
Definition des Geféhrders musse Uberarbeitet werden, «denn weder Sie noch sonst
jemand kann das Gegenteil beweisen, wenn ihr oder ihm vorgeworfen wird, potenziell
gefahrlich zu sein.» Gerade die Grundrechte seien «unser starkstes Schutzschild» im
Kampf gegen den Terrorismus und sie hoffe deshalb, dass die 6ffentliche Kritik der
Menschenrechtsbeauftragten des Europarats sowie der UNO-Sonderberichterstatter
«in diesem Saal etwas bewegt» habe. Dasselbe postulierte die Sozialdemokratin
Franziska Roth (sp, SO), die ebenfalls einen Rlckweisungsantrag stellte. Das Gesetz
gefahrde «das, was wir eigentlich vor Terrorismus schitzen wollen, und das ist, gelinde
gesagt, Stumpfsinn», polterte sie. Der Bundesrat miusse die vorgeschlagenen
Massnahmen - insbesondere jene, die Kinder und Jugendliche betreffen, was «der
Schweiz nicht wurdig» sei - deshalb auf Vereinbarkeit mit der Bundesverfassung und
mit dem Vélkerrecht sowie auf ihnre Notwendigkeit prifen und einen Mitbericht der RK-
NR einfordern. Kommissionssprecher Mauro Tuena (svp, ZH) pladierte dagegen fir
Eintreten und gegen die Rickweisungen, denn die Verscharfungen seien angesichts der
terroristischen Bedrohungslage dringend notwendig. «Mit diesen Praventivmassnahmen
kénnen Menschenleben gerettet werden», appellierte er an das Ratsplenum. SVP-
Fraktionssprecher Jean-Luc Addor (svp, VS) erklarte, die Schweiz befinde sich
gegenuber dem Terrorismus in einer «Situation der legitimen Selbstverteidigung» und
dass Kinder von Terrorgruppen benutzt wirden, sei «eine traurige Realitdt». Dass
internationale Menschenrechtsinstitutionen die Schweiz 6ffentlich kritisiert hatten,
oder in seinen Worten sich «mit mindestens zweifelhafter Legitimitat» fur
«berechtigt» gehalten hétten, den Volksvertretern eines souveranen Staats «eine
Predigt zu halten» und ihnen zu «erklaren», was sie tun dirften und was nicht,
bezeichnete er indes als «einigermassen originell». FDP-Sprecher Rocco Cattaneo (fdp,
TI) hob hervor, dass mit diesem Gesetz die kantonalen und kommunalen Polizeikorps
«endlich» die Moglichkeit erhielten, schnell zu reagieren. Alois Gmdr (cvp, SZ) legte die
Position der Mitte-Fraktion so dar, dass es eben «gewisse Opfer» brauche, «wenn man
tatsachlich mehr Sicherheit will», worauf ihm SP-Nationalrat Fabian Molina (sp, ZH) die
rhetorische Frage stellte, ob es dann nicht am sinnvollsten wére, «dass man alle Manner
von 15 bis 50 Jahren praventiv unter Hausarrest stellen wirde, um die Anzahl der
Delikte gegen Leib und Leben auf nahezu null zu reduzieren». Mit vielen Fragen
konfrontiert wurde auch Bundesratin Karin Keller-Sutter, die in ihrem Votum die
Notwendigkeit der Vorlage betonte und mehrfach bekréaftigte, der Bundesrat habe die
Grundrechtsfragen «vertieft und sorgfaltig gepruft». Die international gedusserten
Bedenken teile sie nicht und erachte sie als «unbegrindet», erlauterte sie. Es handle
sich dabei um «eine politische Stellungnahme», die aber «rechtlich nicht sehr prazis»
und eher «Ausdruck einer allgemeinen Sorge» gewesen sei.

Nach einem langen, veritablen Schlagabtausch zwischen dem beflirwortenden und dem
ablehnenden Lager trat der Nationalrat schliesslich mit 107 zu 84 Stimmen bei einer
Enthaltung auf das Geschéft ein. Die beiden Rickweisungsantrage wurden mit 85 zu 106
Stimmen (1 Enthaltung) respektive 85 zu 105 Stimmen (2 Enthaltungen) abgelehnt. Es
standen sich dabei das links-grin-grinliberale und das burgerliche Lager jeweils
geschlossen gegenuber. In der Detailberatung brachte das links-griine Lager etliche
Minderheitsantrage zur Abschwéchung der Vorlage ein, die allesamt scheiterten.
Ebenso erfolglos blieb der einzige Anderungsantrag der Kommissionsmehrheit, die
einen neuen Artikel zur sogenannten gesicherten Unterbringung von Gefédhrdern (GUG)
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einbringen wollte. Mit diesem Artikel kdnnten «klar Leben gerettet werden»,
argumentierte Kommissionssprecher Tuena, wéhrend die Kommissionsminderheit um
Beat Flach (glp, AG) betonte, diese Massnahme sei nicht EMRK-konform. Auch nach
Ansicht des Bundesrates gehe eine solche Praventivhaft - im Gegensatz zum Hausarrest
als ultima ratio - «tatséachlich zu weit», weshalb der Bundesrat trotz Bitten der Kantone
ausdrucklich auf die GUG verzichtet habe, wie die Justizministerin ausfuhrte. Mit 113 zu
78 Stimmen bei 2 Enthaltungen folgte der Nationalrat der Minderheit und lehnte die
Praventivhaft ab - dies, weil sich hier zuséatzlich zur links-grinen Ratsseite auch die
grosse Mehrheit der FDP-Fraktion sowie eine Minderheit der Mitte-Fraktion zum Nein-
Lager gesellten. Somit nahm die grosse Kammer die inhaltlich unverédnderte Vorlage - es
wurden jedoch einige redaktionelle Anpassungen vorgenommen - in der
Gesamtabstimmung mit 111 zu 86 Stimmen ohne Enthaltungen an. Abgelehnt hatten das
Gesetz die geschlossenen Fraktionen der SP, der Grinen und der Grunliberalen sowie
SVP-Nationalrat Pirmin Schwander (svp, S2).

Der Nationalrat beriet in der Herbstsession 2020 als Zweitrat das Vorlauferstoffgesetz.
Weil sie in der vorgesehenen Regulierung des Erwerbs bestimmter Chemikalien, die
sich zur Herstellung von Sprengstoff eignen, eine massive Freiheitsbeschrankung fir die
BuUrgerinnen und Burger sah, beantragte die SVP-Fraktion Nichteintreten. Deren
Vertreter Erich Hess (svp, BE) argumentierte, fur eine effektive Terrorbek&mpfung
muisse man eher «schauen, dass nicht jeder Terrorist in unser Land kommt», als
einzelne Substanzen zu verbieten und wenn, dann mussten konsequenterweise auch
Autos, Lastwagen und Messer bewilligungspflichtig gemacht werden, weil damit in
letzter Zeit die meisten Anschlage in Europa verlbt worden seien. CVP-Vertreter und
SiK-NR-Mitglied Martin Candinas (cvp, GR) betonte hingegen, dass die Kommission
ohne Gegenantrag eingetreten sei, was zeige, «dass die Problematik niemals so gross ist
wie vorgetragen». Grinen-Vertreterin Marionna Schlatter (gp, ZH) hielt dem SVP-
Argument, das Gesetz stelle alle unter Generalverdacht, entgegen, dass es dieselbe
Partei sei, die beim Gesetz Uber die polizeilichen Massnahmen zur
Terrorismusbekampfung bereit sei, «fur eine vermeintlich totale Sicherheit unsere
Freiheit zu opfern», die bei diesem Geschaft indes darauf abziele, wegen «ein bisschen
BlUrokratie  unsere  Sicherheit aufs Spiel zu setzen». So fand das
Nichteintretensbegehren ausserhalb der SVP-Fraktion denn auch keine Unterstitzung
und scheiterte mit 165 zu 27 Stimmen bei einer Enthaltung klar. In der Detailberatung
blieben zwei Minderheitsantrdge Porchet (gp, VD) ebenso erfolglos. Erstens verlangte
die Grune Nationalratin, dass Diebstahl und Verlust von Vorlauferstoffen dem Fedpol
gemeldet werden mussen und nicht nur kénnen, was die Ratsmehrheit jedoch als
schwierig durchsetzbar ablehnte. Zweitens wollte die Waadtlanderin die systematische
Verwendung der AHV-Nummer durch das Fedpol aus Datenschutzgrinden aus dem
Gesetz streichen, wovon die Ratsmehrheit zugunsten eines effizienten
Bewilligungsprozesses jedoch absah. Die somit unveranderte Vorlage nahm der
Nationalrat in der Gesamtabstimmung mit 164 zu 27 Stimmen bei zwei Enthaltungen an,
wobei der Widerstand vollumféanglich in der SVP-Fraktion zu verorten war.

Das gleiche Muster zeigte sich anschliessend auch in den Schlussabstimmungen, wo
der Nationalrat dem Gesetz mit 155 zu 41 Stimmen zustimmte und es der Stéanderat mit
35 zu 8 Stimmen bei einer Enthaltung guthiess. °

Institutionen und Volksrechte
Parlamentsmandat

In der Sommersession 2019 wurden die voraussichtlich letzten Wechsel der 50.
Legislatur im Nationalrat vorgenommen. Fir lediglich noch zwei Sessionen wurden zwei
neue Zlrcher SVP-Mitglieder vereidigt: Therese Schlapfer (svp, ZH) und Martin Haab
(svp, ZH). Sie erbten die Sitze von zwei Winterthurer Schwergewichten der Volkspartei.
Natalie Rickli (svp, ZH) hatte seit 2007 und Jurg Stahl (svp, ZH) gar seit 1999 in der
Volkskammer gesessen. Wahrend Rickli im Frihling 2019 in den Zlrcher Regierungsrat
gewahlt worden war und deshalb ihr Nationalratsamt niederlegte, wollte Stahl, der 2017
als Nationalratsprasident geamtet hatte, der «nédchsten Generation» Platz machen.
Allerdings war Stahls Nachfolgerin Therese Schlapfer, 2019 frisch in den Kantonsrat
gewéahlte Gemeindeprasidentin aus Hagenbuch, bereits 60 Jahre alt. Der fir Rickli
nachrutschende Landwirt Martin Haab (Jahrgang 1962) sass seit 2011 im
Kantonsparlament von Zlrich. Auch wenn die Zeit in Bern bis zu den Wahlen fur Haab
und Schlédpfer nur noch kurz ist, dirfte das Etikett «Bisherige» bei den
Nationalratswahlen im Herbst 2019 ihre (Wieder-)Wahlchancen erhéhen.
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Insgesamt kam es in der 50 Legislatur zu 28 Mutationen - 26 im Nationalrat und zwei im
Stdnderat. In der SP-Fraktion kam es zu 9 Wechseln: 21 Prozent der 2015 in den
Nationalrat gewahlten Sozialdemokratinnen und Sozialdemokraten wurden damit in der
50. Legislatur ersetzt. Die CVP wies hier eine Quote von 20 Prozent auf (6 Wechsel). Mit
drei Wechseln war die Wechselquote bei den Grinen am hochsten (25%). Einen
Wechsel gab es in der BDP-Fraktion (14%). Mit finf respektive zwei Wechseln wiesen die
FDP (6%) und die SVP (7%) eher geringe Fluktuationsraten auf. Gar keine Mutationen gab
es bei der GLP-Fraktion. ®

Wahlen
Eidgendssische Wahlen

Im Kanton Ziirich kandidierten bei den Nationalratswahlen 2019 insgesamt 966
Personen auf 32 Listen. Der Frauenanteil unter den Kandidierenden betrug 43 Prozent.
Wahrend die Anzahl Listen gegentber 2015 leicht zurlckging, bedeuteten die Zahl der
Kandidierenden und der Frauenanteil neue Hochstwerte. Zu vergeben waren im
bevdlkerungsreichsten Kanton der Schweiz weiterhin 35 Sitze.

Bei den Wahlen vor vier Jahren hatte sich entgegen dem nationalen Trend die SP als
Siegerin feiern lassen kénnen. Sie hatte damals zwei zusatzliche Sitze gewonnen. Auch
die SVP und die FDP hatten zulegen kénnen. Die Verteilung der 35 Zircher
Nationalratssitze lautete seither: 12 SVP, 9 SP, 5 FDP, 3 GLP, 2 GPS, 2 CVP, 1 BDP, 1 EVP.
Die Ergebnisse der Kantonsratswahlen im Marz 2019 deuteten darauf hin, dass es fur die
SVP schwierig werden kénnte, bei den nationalen Wahlen im Oktober ihre zwolf Sitze zu
halten. Nach der veritablen Wahlschlappe bei den kantonalen Wahlen war auf Druck von
Parteidoyen Christoph Blocher fast die gesamte Parteileitung zurtckgetreten. So stieg
die SVP mit einem jungen Interimsprasidenten, Patrick Walder, in den Wahlkampf. Die
Partei hatte zudem zwei Rucktritte zu verkraften - Jarg Stahl und Hans Egloff
verzichteten auf einen erneute Legislatur. Daflr gab bei der Volkspartei der 2015 nicht
wiedergewahlte Christoph Morgeli sein Comeback als Nationalratskandidat. Die SVP
verband dieses Jahr ihre Listen einzig mit der EDU. Die Gewinner bei den
Kantonsratswahlen waren die Grunliberalen und die Grinen gewesen. Die guten
Resultate und das aktuell heisseste Thema - die Klimapolitik - machten beiden Parteien
Hoffnung auf Sitzgewinne auch bei den nationalen Wahlen. Die beiden Zugpferde der
Zurcher Grinen - der Fraktionsprasident Balthasar Glattli und der ehemalige
Vizeprasident der Griinen Schweiz Bastien Girod - reihten sich auf der Hauptliste nur
auf den Platzen drei und vier ein. Angefihrt wurde die Liste von zwei Frauen - der
ehemaligen Nationalratin Katharina Prelicz-Huber sowie Parteiprasidentin Marionna
Schlatter-Schmid. Auf der Liste vertreten war urspringlich auch das bekannte Model
Tamy Glauser. Allerdings zog Glauser ihre Kandidatur zurtick, nachdem sie mit einer
«sehr unbedarften Aussage» Uber die angeblich heilende Wirkung von Veganer-Blut auf
einer Online-Plattform heftige Reaktionen ausgeldst hatte. Die andere Partei der
Stunde, die Grunliberalen, hatten auf das Wahljahr hin ihre Parteispitze ausgewechselt.
Das junge Duo Nicola Forster und Corina Gredig bildeten neu ein Co-Prasidium. Dank
diesem frischen Wind und einer Listenverbindung mit der CVP, der BDP und der EVP
erhoffte sich die GLP, die angestrebten Sitzgewinne zu realisieren. Eine génzlich andere
Stimmung herrschte derweil bei den Sozialdemokraten. Am meisten Schlagzeilen
generierte die SP im Wahljahr durch das parteiinterne Seilziehen Uber die kinftige
politische Ausrichtung der Partei. Anhanger des sozialliberalen Fllgels fuhlten sich
dabei zunehmend marginalisiert. Der Konflikt fihrte schliesslich dazu, dass zuerst die
ehemalige Nationalratin Chantal Galladé und danach der amtierende Nationalrat und
ehemalige Parteiprasident Daniel Frei aus der Partei austraten und zur GLP wechselten.
In Freis Fall geschah dies, nachdem die SP ihn bereits auf ihre Nationalratsliste gesetzt
hatte. Frei verzichtete letztlich ganz auf eine Teilnahme an den Nationalratswahlen.
Neben Verlusten von Parteiangehérigen und Wahlerinnen und Wéhlern an die GLP
beflrchteten die Genossen zuséatzlich, dass linke Wechselwahler bei der «Klimawahl»
eher die Listenpartnerin, die Grinen, wahlen wirden und die SP so Sitze verlieren
konnte. Auch im Lager der Christdemokraten kam es zu einem Wirbel um eine
Personalie. Kathy Riklin (CVP) wurde nach zwanzig Jahren als Nationalrétin von ihrer
Partei nicht mehr nominiert. Stattdessen kandidierte Riklin fur die Christlichsoziale
Vereinigung - mit geringen Chancen auf eine Wiederwahl. Bei der FDP kandidierte der
aufstrebende Jungpolitiker und ehemalige Prasident der Jungfreisinnigen, Andri
Silberschmidt. Da samtliche funf bisherigen Freisinnigen erneut zur Wahl antraten,
erklérte die FDP offiziell den Gewinn eines Sitzes zum Ziel. Trotz dieses hochgesteckten
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Ziels ging die FDP keine Listenverbindung mit anderen Parteien ein. Die Zlrcher EVP ist
seit 100 Jahren fast ausnahmslos im Nationalrat vertreten, da sie auf eine treue
Wahlerschaft zdhlen kann. Ihr Sitz schien daher auch dieses Jahr nicht in Gefahr. Ganz
anders sah die Ausgangslage bei der anderen Partei aus, welche 2015 einen Sitz geholt
hatte: Bei der BDP ging es ums politische Uberleben, nachdem die Partei im Marz bei
den kantonalen Wahlen alle ihre flnf Sitze im Kantonsparlament verloren hatte.

Am Wahlsonntag dominierte die Farbe Griin. Sowohl die Griinen (+7.2 Prozentpunkte,
neu 14.1%) als auch die Grinliberalen (+5.8 Prozentpunkte, neu 14.0%) konnten ihre
Wahleranteile deutlich ausbauen und gewannen je drei zuséatzliche Sitze. Fir die
Grinen zog neben den beiden Bisherigen und den Spitzenkandidatinnen Schlatter-
Schmid und Perlicz-Huber auch noch Meret Schneider in die Grosse Kammer ein. Bei
den Grunliberalen gab es nach dem Rucktritt von Thomas Weibel sogar Platz fur vier
neue Gesichter. Corina Gredig, Jorg Mader, Judith Bellaiche und Barbara Schaffner
vertreten neu den Kanton Zlrich in Bundesbern. Co-Préasident Nicola Forster verpasste
den Einzug ins Parlament nur knapp. Auf der Verliererseite befanden sich die SVP und
die SP, welche je zwei Sitze abgeben mussten. Am meisten Wahleranteile verlor die SP (-
4.1 Prozentpunkte, neu 17.3%). Trotzdem schaffte eine neue Sozialdemokratin den
Sprung in den Nationalrat, denn Céline Widmer setzte sich gleich vor zwei bisherige
Nationalrate - Martin Naef und Thomas Hardegger -, die beide die Wiederwahl
verpassten. Die SVP verlor beinahe so viele Wahlerprozente (-4.0 Prozentpunkte, neu
26.7%) wie die SP. Wahrend Martin Haab, der erst im Juni fur Jurg Stahl nachgerutscht
war, sein Mandat verteidigen konnte, verpasste Claudio Zanetti nach nur einer
Legislatur im Nationalrat seine Wiederwahl. Auch Christoph Mdrgeli verpasste seinen
Wiedereinzug in die Grosse Kammer. Ebenfalls zu den Verlierern des Tages gehorten die
CVP und die BDP. Die CVP konnte ihren Wahleranteil zwar leicht ausbauen (+0.2
Prozentpunkte, neu 4.4%), verlor aber trotzdem einen ihrer beiden Sitze. Fur die BDP
verkam die Wahl zu einem veritablen Desaster. Sie verlor Uber die Hélfte ihres
Wiéhleranteils (neu 1.6%) und mit der Nicht-Wiederwahl von Rosmarie Quadranti war
die BDP Zurich ab sofort nicht mehr im Nationalrat vertreten. Die FDP verlor zwar 1.6
Prozentpunkte ihres Wahleranteils (neu 13.7%) und war damit neu nur noch die
flnftstarkste Kraft im Kanton, doch immerhin konnte sie ihre funf Sitze verteidigen.
Andri Silberschmidt schaffte den Einzug ins Parlament und verdréngte damit den
Direktor des SGV Hans-Ulrich Bigler - eine herbe Niederlage fur den Gewerbeverband,
da neben Bigler auch Verbandsprésident Jean-Francois Rime (svp, FR) abgewéhlt
wurde. Die EVP (+0.2 Prozentpunkte, neu 3.3%) verteidigte den Sitz von Niklaus Gugger
problemlos. Das beste Resultat aller Kandidierenden erzielte Roger Koppel (svp) mit
121'098 Stimmen. Die Zusammensetzung der Zircher Nationalratsdelegation lautete
damit neu: 10 SVP, 7 SP, 6 GLP, 5 GP, 5 FDP, 1 CVP, 1 EVP. Der Frauenanteil unter den
Gewahlten betrug neu 45.7 Prozent. Die Stimmbeteiligung fiel gegentber 2015 um 2.8
Prozentpunkte (2019: 44.4%).’

Die beiden bisherigen Stéanderédte kandidierten bei den Standeratswahlen 2019 im
Kanton Ziirich fir eine weitere Amtszeit. Sowohl Ruedi Noser (fdp) als auch Daniel
Jositsch (sp) waren erst 2015 in die kleine Kammer eingezogen. Seither wurden die
Beiden in der Offentlichkeit haufig als Duo wahrgenommen und sie wehrten sich im
Wahlkampf auch nicht ernsthaft gegen dieses Narrativ. Sie gaben zahlreiche
gemeinsame Interviews, betonten ihre gute Zusammenarbeit und stellten einen
gemeinsamen Email-Versand aus den Sessionen auf die Beine. Daniel Jositsch, der laut
den Medien eher am rechten Rand der SP politisiert, verérgerte seine eigene Partei,
weil er nicht fur die grine Kandidatin Marionna Schlatter Wahlwerbung betrieb,
sondern mit Noser einen Newsletter verschickte, auf dem ein mit den Namen von
Jositsch und Noser ausgefullter Wahlzettel abgebildet war. Noser sorgte derweil im
burgerlichen Lager fur einige Unstimmigkeiten, da er innerhalb der FDP an vorderster
Front fir eine grinere und klimafreundlichere Umweltpolitik seiner Partei weibelte.
Zwar galt die Wiederwahl der beiden Bisherigen als eher ungeféhrdet, trotzdem wurden
sie gleich von acht Kandidierenden herausgefordert. Fur die Grinen trat wie erwéahnt
die Kantonsratin und kantonale Parteipréasidentin Marionna Schlatter an, wahrend fur
die Grinliberalen die langjahrige Nationalratin und Fraktionsprasidentin Tiana Angelina
Moser ins Rennen stieg. Beide hofften im von Frauen- und Klimastreiks gepréagten
Wahljahr auf eine Uberraschung. Auch der Nationalrat und Weltwoche-Verleger Roger
Koppel (svp) warf seinen Hut in den Ring. Képpel gab seine Kandidatur im Januar in
einer medienwirksamen Pressekonferenz bekannt. Er Uberrumpelte damit allerdings
seine Partei, welche er erst kurz zuvor Uber seine Absichten informiert hatte. Die SVP
nominierte ihn schlussendlich doch noch offiziell, nachdem er sich parteiintern gegen
Alfred Heer durchzusetzen vermochte. Der medial stark wahrgenommene Fokus von
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Képpels Kandidatur war die Europapolitik. Er kritisierte in seinem Wahlkampf, der ihn
unter anderem in jede der Zircher 162 Gemeinden flhrte, wiederholt die
europafreundliche Haltung des Duos «Nositsch» (Zitat Koéppel). Ausserdem
kandidierten die CVP-Parteiprasidentin Nicole Barandun, der Nationalrat und Vize-
Prasident der EVP Schweiz Nik Gugger, Klaus Marte (du), sowie die parteilosen Paulin
Kgira und Jan Linhart.

Am Wahlsonntag liess Daniel Jositsch alle hinter sich und konnte dank einem
Glanzresultat bereits nach dem ersten Wahlgang seine Wiederwahl feiern. Der SP-
Vertreter vereinte 216'679 Stimmen auf sich und Ubertraf damit problemlos das
absolute Mehr von 183'919 Stimmen. Jositsch genoss dabei weit Uber seine Partei
hinaus Unterstitzung und schnitt auch in vielen Landgemeinden am besten ab. Das
zweitbeste Resultat erzielte Ruedi Noser, der 141'700 Stimmen holte, das absolute Mehr
damit aber deutlich verpasste. Roger Képpel erhielt 107'628 Stimmen - eine
Enttauschung fir den bestgewahlten Nationalrat, der sich erhofft hatte, die beiden
Bisherigen starker in Bedrangnis bringen zu kénnen. Uber ein (iberraschend starkes
Resultat freuen konnte sich die Griine Marionna Schlatter. Mit 95'142 Stimmen rangierte
sie unter anderem vor der ungleich profilierteren Tiana Angelina Moser (80'450
Stimmen). Nicole Barandun (20'405), Nik Gugger (17'750) und die restlichen Kandidaten
blieben chancenlos.

Fir den zweiten Wahlgang konnten sich also vier Kandidierende noch realistische
Chancen ausrechnen. Die Grunliberalen zogen ihre Kandidatin Moser jedoch zugunsten
von Schlatter zurlick. Somit waren alle Augen auf Képpel und die SVP gerichtet. Viele
Stimmen aus dem burgerlichen Lager forderten mit Nachdruck, dass sich Koppel
zurlickziehen solle, um eine Wahl von Schlatter aufgrund der Aufteilung der
blrgerlichen Stimmen zu verhindern. Der wiedergewéhlte SVP-Nationalrat lenkte
schliesslich ein und verzichtete auf eine Teilnahme am zweiten Wahlgang. So verblieb
Schlatter als einzige Herausforderin von Noser. Zwischen den beiden Wahlgédngen
sorgte ein Inserat von funf der sieben Zircher Regierungsrate fur Furore, das Noser zur
Wahl empfahl. Einer der mitunterzeichnenden Regierungsrate, Mario Fehr (SP),
kassierte von seiner Partei einen Ruffel. Besonders harsch kritisierte ihn die Juso,
welche zudem eine Stimmrechtsbeschwerde gegen die Regierung einreichte, mit der
Begrindung, die Unterstitzung Nosers durch die Regierung «verstosse gegen geltendes
Recht». Die fur die Beschwerde zustandige Stelle war aber ausgerechnet der
Regierungsrat. Dieser entschied sich, nicht auf die Einsprache einzugehen, da auf den
ersten Blick zu erkennen gewesen sei, dass die Wahlempfehlung keine offizielle
Verlautbarung des Regierungsrates gewesen sei. Beschwerden gingen auch gegen das
Schweizer Fernsehen ein, da in der Sendung «Club» vom 22. Oktober, zwei Tage nach
dem ersten Wahlgang, sowohl Marionna Schlatter als auch Roger Képpel (damals noch
Kandidat) auftraten, wahrend Ruedi Noser keine Einladung erhalten hatte. SRF wurde
daraufhin von ihrem Ombudsmann gerlgt. Ausserdem kam es beim Versand der
Wahlcouverts zu einer Panne, so dass zahlreiche Wahlerinnen und Wahler keine
Unterlagen zugestellt bekamen.

All dies &nderte nichts daran, dass der zweite Wahlgang wie geplant vier Wochen nach
dem ersten Urnengang abgehalten wurde und Ruedi Noser einen ungefédhrdeten Sieg
einfahren konnte. Er holte 185'276 Stimmen und distanzierte Marionna Schlatter
(116'694 Stimmen) letztlich deutlich. Noser und Jositsch bildeten somit auch in den
néachsten vier Jahren die Zircher Standesstimme. ®

Aussenpolitik

Beziehungen zur EU

Da der Nationalrat die Ubernahme der Rechtsgrundlagen iiber die Einrichtung, den
Betrieb und die Nutzung des SIS in der Herbstsession 2020 abgelehnt hatte und dies
einem Nichteintreten gleichkam, musste er nach den Anderungen des Standerats in der
Wintersession 2020 eine erneute Eintretensdebatte fiihren. Thomas Rechsteiner (cvp,
Al) hielt als Sprecher der SIK-NR fest, dass die Bedenken des Nationalrats hinsichtlich
des Bundesbeschluss zum SIS vom Standerat und von der Kommission aufgenommen
worden seien. Einerseits werde der Datenschutz nun durch die verstarkte Koordination
zwischen EDOB, Kantonen und Europadischem Datenschutzbeauftragten gewahrt.
Andererseits habe man die Formulierung des Beschlusses geandert, sodass die
Ruckfuhrungsrichtlinie keine Anwendung auf den Vollzug der Landesverweisung habe.
Die Kommission beantragte dem Nationalrat daher, auf die Vorlage einzutreten und
damit einen Beitrag zur Sicherheit der Schweiz zu leisten. Fur die FDP sei die Sicherheit
eine prioritdre Staatsaufgabe, so Doris Fiala (fdp, ZH). Das SIS sei dabei ein
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unverzichtbares Instrument fir Sach- und Personenfahndungen, die Schweiz tatige
taglich Uber 300'000 Abfragen. Auch die GLP setzte sich fiur die Erweiterung des
Schengen-Beistzstands ein, unter anderem weil die neue Gesetzgebung auch Opfer von
Menschenhandel und Zwangsheirat schitze. Selbst die SVP, die in der Herbstsession
noch eine unheillige Allianz mit den Grinen eingegangen war und das Geschaft
abgelehnt hatte, war mit den Anpassungen des Standerats zufrieden und beantragte die
Annahme des neuen Entwurfs. Und auch die SP, deren geschlossene Stimmenthaltung
in der Herbstsession die Ablehnung beglnstigt hatte, empfahl die Annahme, da ihre
Forderungen nach einem verbesserten Datenschutz erfullt worden seien. Damit
verblieben auf der Gegenseite nur die Grinen, die durch die Minderheit Fivaz (gp, NE)
einen Antrag auf Nichteintreten stellten. Fivaz argumentierte, dass sich seit der
Herbstsession bezlglich des Datenschutzes und des Ausléanderrechts nichts
Grundlegendes geandert habe. Die verdeckte Verscharfung des Auslander- und
Integrationsrechts sei nicht notig, um die Vorlage umzusetzen, und verstosse gegen den
Grundsatz der Verhaltnismaéssigkeit. Unterstltzung erhielt er von seiner Parteikollegin
Marionna Schlatter (gp, ZH), welche die repressive Politik Europas an den
Aussengrenzen kritisierte. Schlatter forderte den Nationalrat auf, sich gegen
Verscharfungen zu wehren, die in einer Vorlage enthalten seien, zu deren Annahme
«man quasi gezwungen sei». Die anwesende Bundesratin Keller-Sutter warnte davor,
den Nichteintretensantrag anzunehmen, da dies den Austritt aus dem Schengen-
Verbund zur Folge héatte. Der Nationalrat beschloss mit 149 zu 30 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) auf die Vorlage einzutreten und nahm diese mit 148 zu 32 Stimmen (bei 4
Enthaltungen) an. Der Widerstand der Grlnen reichte nach dem Meinungsumschwung
der SP und der SVP nicht aus, um das Geschéft zu versenken.

In der Schlussabstimmung wurde die Vorlage zur Anderung des BGIAA vom Nationalrat
mit 157 zu 37 Stimmen (bei 1 Enthaltung) und vom Stédnderat mit 41 Stimmen (bei 1
Enthaltung) angenommen. Auch die Vorlage zum SIS fand im Nationalrat mit 157 zu 36
Stimmen (bei 2 Enthaltungen) und im Stédnderat mit 41 Stimmen (bei 1 Enthaltung)
deutlich Zuspruch. ?

Zwischenstaatliche Beziehungen

Im Vorfeld der Nationalratsdebatte zur Rahmenvereinbarung mit Frankreich iiber die
Nutzung des Satellitensystems «Composante Spatiale Optique» (CSO) und zum
dazugehorigen Verpflichtungskredit hatte sich die SIK-NR eingangig mit der Kritik der
EFK auseinandergesetzt. Diese hatte die fehlende finanzielle Transparenz, die
mangelhafte Einbindung in die allgemeine Raumfahrtstrategie des Bundesrats, das
schlechte Kosten-Nutzen-Verhéltnis und die fehlende Prifung von Alternativen
bemangelt. Im Mai 2021 hatte die Kommission daher noch entschieden, die Beratung
der Vorlage zu sistieren, um weitere Abklarungen vornehmen zu kénnen. Ende August
kam eine Kommissionsmehrheit nun zum Schluss, dass der Zugang zu hochwertigen
Satellitenbildern die Kosten rechtfertige, eine technische Alternative nicht existiere
und das Projekt zudem die Kooperation zwischen der Schweiz und den européischen
Partnerstaaten starke. Eine Kommissionsminderheit Fivaz (gp, NE) hingegen beantragte
in der Herbstsession 2021, nicht auf das Geschaft einzutreten. Fivaz fuhrte an, dass die
Beteiligung an einem «auslandischen Militérprojekt» nicht mit der Neutralitatspolitik
der Schweiz vereinbar sei. Er vermutete, dass das Satellitensystem vornehmlich flr
militérische Zwecke genutzt werden wurde. Ausserdem kritisierte er, dass der
Bundesrat Uber keine Weltraumstrategie verflige und bei dem Projekt ein Missverhéltnis
zwischen Kosten und Nutzen festzustellen sei. Seine Parteikollegin Marionna Schlatter
(gp, ZH) stellte die Frage, weshalb man bei Anbietern wie Airbus keine Offerte fur die
Bilder der Pléiades-Neo-Satelliten eingeholt habe, obwohl diese die gleiche Auflésung
wie das CSO boéten und ab November 2021 kommerziell verflgbar seien.
Kommissionssprecher Hurter (svp, SH) verteidigte das Projekt gegen den Vorwurf der
hohen Kosten und beteuerte, dass man durch eine Beteiligung nicht nur eine bessere
Bildqualitat erhalte, sondern sich auch die Datensicherheit und der Zugang zum
Bildmaterial verbessere. Darlber hinaus gab er zu bedenken, dass man derartiges
Bildmaterial auch bei Naturkatastrophen oder der humanitéren Hilfe verwenden kénne.
Francois Pointet (glp, VD) merkte im Namen der GLP-Fraktion an, dass die Anhérung der
EFK zwar nitzlich und lehrreich gewesen sei, die Kritik der EFK aber technische Aspekte
betreffe und daher weit Uber ihren eigentlichen Aufgabenbereich hinausgehe. Die
anwesende Bundesratin Viola Amherd hob hervor, dass Informationen aus
Satellitenbeobachtungen fir eine eigenstéandige sicherheitspolitische Beurteilung
wichtig seien, vor allem weil die Schweiz weder Teil der NATO, noch der EU sei. In der
Vergangenheit habe man Satellitenbilder beispielsweise fur die diplomatische Tatigkeit
der OSZE im Ukraine-Konflikt oder fur die Schweizer Armee im Kosovo benétigt. Dabei

ANNEE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWAHLTE BEITRAGE DER SCHWEIZER POLITIK 01.01.65 - 01.01.22

10



MOTION
DATUM: 01.06.2021
KAREL ZIEHLI

BUNDESRATSGESCHAFT
DATUM: 03.03.2021
KAREL ZIEHLI

wirden die kommerziellen Produkte die Anforderungen hinsichtlich Vertraulichkeit und
Verflgbarkeiten nicht erfullen. Zudem habe das EDA konstatiert, dass die Kooperation
mit der Neutralitédtspolitik vereinbar sei und jederzeit unterbrochen und
wiederaufgenommen werden kénne.

Der Nationalrat trat mit 138 zu 40 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) auf das Geschéaft ein
und nahm den Bundesbeschluss mit 146 zu 36 Stimmen (bei 3 Enthaltungen) an. Nur die
Fraktion der Grinen und einige Mitglieder der SP hielten an ihrer Kritik fest und
stimmten dagegen.

Wirtschaft

Landwirtschaft
Landwirtschaft und Umweltschutz

Le Conseil national s'est exprimé en faveur de la création d'un centre national de
compétence pour I'amélioration des terres arables comme le proposait I'UDC bernois
Werner Salzmann. Ce dernier ayant été, entre temps, élu & la chambre haute, la motion
a été défendue par Martin Haab (udc, ZH) qui a souligné la nécessité de protéger les
terres arables, menacées par 'augmentation de la population et la construction de
nouvelles infrastructures. C'est en 1992 que la Suisse a revu son plan des terres arables,
fixant a 438'000 hectares la surface a préserver pour une production alimentaire de
qualité. Beaucoup de ces terres ont été drainées et ces systemes de drainage doivent
étre restaurés ces prochaines années, d'ou l'importance, selon I'élu agrarien, d'investir
dans la recherche de solutions. Représentant le Conseil fédéral, Guy Parmelin a rappelé
les efforts entrepris par la Confédération en la matiere, que ce soit dans le lancement
de programmes de recherche ou le soutien a la mise en place de systemes hydrauliques
en collaboration avec les cantons. Les autorités ont, par ailleurs, décidé en 2020 de
créer un centre de compétence sur les sols ayant pour mission de soutenir la recherche
sur la préservation des sols arables fertiles.

Une majorité des socialistes, des membres du groupe du Centre ainsi que de I'UDC ont
soutenu le texte, tandis que les Verts, le PLR et les verts'libéraux ont tenté, sans succes,
d'y faire barrage (111 voix contre 76 et 7 abstentions). ™

Tierhaltung, -versuche und -schutz

Aprés avoir été accepté a 'unanimité par le Conseil des Etats, le projet du Conseil
fédéral de modification de la LCITES est passé devant la CSEC-CN. Entrant a I'unanimité
en matiére, les membres de la commission se sont frittés sur la question du
renforcement du bien-&tre animal, une minorité souhaitant interdire I'importation de
produits issus d'animaux si ceux-ci ont impliqué des mauvais traitements. Une seconde
minorité s'est formée pour combattre la prolongation du droit d'opposition aux
décisions de I'OSAV a 30 jours (contre 10 actuellement). Sur I'ensemble du projet, il ne
s'est pas trouvé de voix au sein de la commission pour s'y opposer, bien que 5 élu.e.s se
soient abstenu.e.s.

Lors des délibérations au Conseil national, la premiére minorité a été défendue par
I'écologiste Meret Schneider (vert.e.s, ZH) qui a précisé que cela ne concernerait pas
uniquement les animaux protégés par la CITES mais I'ensemble des especes importées.
Elle a justifié cette position en s'appuyant sur les changements de valeurs au sein de la
société a propos du bien-étre animal. De I'avis de la majorité, cette proposition de
minorité n'a, d'une part, pas a étre traitée dans le contexte d'une modification de la
LCITES et d'autre part, le Conseil fédéral a déja la possibilité de procéder a de telles
interdictions dans le cadre de la Loi sur la protection des animaux (LPA), comme
rappelé par I'élue argovienne Lilian Studer (pev, AG). Au nom du groupe libéral-radical,
Christoph Eymann (pld, BS) s'est montré, quant a lui, sceptique sur les possibilités de
contréler les méthodes d'élevage a I'étranger. La proposition défendue par Meret
Scheider n'a pas réussi a convaincre une majorité d'élu.e.s, obtenant 82 voix contre 108
(4 abstentions).

La deuxiéme minorité a été défendue par le socialiste Mustafa Atici (ps, BS). Selon lui, la
prolongation du délai d'opposition a 30 jours ne profite & personne. Cela codtera plus
cher pour les offices vétérinaires qui devront s'occuper des animaux saisis et le bien-
étre de ces animaux sera prétérité, les conditions n'étant pas toujours idéales pour
accueillir ces animaux pendant une si longue période de temps. Finalement, cela
entraverait, d'apres I'élu balois, une résolution rapide de ces cas problématiques. Pour
le groupe de I'UDC, Martin Haab (udc, ZH) s'est opposé a cette minorité, les dix jours
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actuellement accordés se révélant étre dans bien des cas trop courts pour récolter les
clarifications nécessaires a une opposition. Au vote, cette proposition n'a récolté que
69 voix contre 125.

Finalement, le projet dans son ensemble a obtenu un soutien unanime de la part des
conseillers et conseilléres nationales, bien que 18 élu.e.s du groupe de I'UDC se soient
abstenu.e.s.

Au vote final, les deux chambres ont avalisés ce projet de modification avec une
majorité quasi unanime du cété de la chambre basse (158 voix contre 2 et 35
abstentions; toutes a compter dans les rangs de I'UDC) et une unanimité, sans
abstention, du coté de la chambre haute.

Infrastruktur und Lebensraum

Verkehr und Kommunikation
Luftfahrt

Einen Tag, nachdem der Nationalrat im Rahmen des Nachtrags | zum Voranschlag 2020
Verpflichtungskredite Gber CHF 1.85 Mrd. fir die Luftfahrt gesprochen hatte, beriet die
grosse Kammer am 5. Mai 2020 als Zweitrat die dringliche Anderung des
Luftfahrtgesetzes. Ein Minderheitsantrag Schlatter (gp, ZH) beantragte Nichteintreten.
Es sei unanstandig, dem Parlament eine solche Vorlage in dieser Art und Weise
vorzulegen: Sie hatte Informationen tber die Verhandlungen mit der Flugbranche den
Medien entnehmen mussen und flr eine anstandige Vorbereitung des Geschafts sei
keine Zeit geblieben, begriindete Nationalratin Schlatter ihren Antrag. Der Rat trat mit
163 zu 28 Stimmen (5 Enthaltungen) dennoch auf die Vorlage ein. Die Fraktion der
Grinen lehnte Eintreten geschlossen ab und erhielt Sukkurs von einer Stimme aus der
SP.

Mit einer regelrechten Flut von Antragen versuchten Parlamentsmitglieder der SP und
Grunen in der Detailberatung, Klima-, Umwelt- und Larmschutzanliegen einzubringen.
So etwa sollten beim Ersatz von Luftfahrzeugen ausschliesslich Flugzeugtypen beschafft
werden durfen, die bezlglich Emissionen auf dem neusten Stand der Technik seien; der
gewerbsmassige Personentransport zwischen zwei Flugplatzen in der Schweiz sollte
grundsatzlich verboten werden; Betriebskonzessionen flr Flughafen sollten nur
vergeben werden kénnen, wenn diese eine Nachtruhe von 22 bis 6 Uhr einhielten, oder
Flughdfen sollten mit einem Ausbaustopp belegt werden, bis der CO2-Ausstoss des
Flugverkehrs auf einen Drittel des Referenzjahrs 2018 gesunken sei. All diesen und
weiteren ahnlichen Antragen war kein Erfolg beschieden: Blrgerliche und Mitteparteien
folgten dem Bundesrat und wiesen darauf hin, dass diese dringliche Anderung nicht der
Ort sei, um diese Anliegen einzubringen. Eingang in die Vorlage fanden jedoch zwei
Erganzungen, die gegenuber der bundesratlichen Fassung noch starker betonten, dass
der Bundesrat fur jede Gewahrung von Hilfe hinreichende Sicherheiten einzufordern
habe.

Gegen den Widerstand von Griinen und SP nahm der Nationalrat die Vorlage mit 133
gegen 60 Stimmen (3 Enthaltungen) an.

Am Nachmittag des gleichen Tages beriet der Standerat die Differenzen. Uber Mittag
hatte die KVF-SR getagt, um ihrem Rat einen Antrag bezlglich der Differenzen stellen zu
konnen. Die Kommission stimmte in der ersten Differenz dem Nationalrat zu, schlug
aber in der zweiten Differenz die Streichung eines Satzes und die Umformulierung eines
weiteren Satzes vor: Dies, um den Handlungsspielraum des Bundesrates bei der
Gewéhrung von Unterstitzung bei aller Vorsicht nicht zu stark einzuschranken. Der Rat
folgte diesen Antragen der Kommission und spielte damit den Ball zurtick an den
Nationalrat, der noch am selben Nachmittag erneut Uber die Vorlage beriet.

Im Nationalrat war die Formulierung des Standerats unbestritten, die Vorlage war damit
bereinigt. ©
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Post und Telekommunikation

Die FDP.Liberale-Fraktion reichte im Mai 2020 eine Motion ein, in der sie die
notwendigen Rahmenbedingungen fir einen raschen Aufbau des 5G-Mobilfunknetzes
einforderte. Damit soll es den Telecom-Anbietern erméglicht werden, bis 2024 ein
hochwertiges, aber kostenglinstiges nationales 5G-Netz zu errichten. Die daflr
notwendigen Massnahmen seien bereits im entsprechenden Bericht der Arbeitsgruppe
«Mobilfunk und Strahlung» vorgestellt worden, erklarte die Partei. Zudem solle der
Bundesrat die Bevolkerung angemessen und transparent Uber den Mobilfunk-Standard
5G informieren. Denn dieser berge ein grosses Potenzial, namentlich in den Bereichen
E-Health, autonome Fahrzeuge oder auch bei der Drohnentechnologie.

Der Bundesrat beantragte die Annahme der Motion. Diese wurde in der Herbstsession
2020 durch Marionna Schlatter (gp, ZH) bekdmpft. Im Rahmen der Nationalratsdebatte
zum Vorstoss in der Sommersession 2021 erladuterte FDP-Sprecher Wasserfallen (fdp,
BE) noch einmal die Vorteile dieser Technologie. Er rdumte aber auch ein, dass der
derzeitige Strahlengrenzwert fir Mobilfunkantennen leicht angehoben werden musse,
wobei dem Gesundheitsaspekt jedoch selbstverstandlich weiterhin Rechnung getragen
werden solle. Fur Marionna Schlatter kam ebendiese Anhebung der Grenzwerte nicht in
Frage. Das Parlament habe dies bereits zwei Mal abgelehnt (Mo. 16.3007 und Mo.
18.3006), und auch ein Grossteil der Bevolkerung wolle dies nicht. Auch sei die
Forschung Uber die Auswirkungen einer hohen Strahlenbelastung noch nicht genligend
weit fortgeschritten. Die Mehrheit des Nationalrates stellte sich in der Abstimmung
hinter die FDP.Liberale-Fraktion und nahm den Vorstoss mit 97 zu 76 Stimmen, bei 18
Enthaltungen, an. Die ablehnenden Stimmen stammten von den geschlossen
stimmenden Grlinen- und SP-Fraktionen sowie von einzelnen Mitglieder der Mitte-, der
GLP- sowie der SVP-Fraktionen. ™

Sozialpolitik
Gesundheit, Sozialhilfe, Sport

Epidemien

Einige Tage spater setzte sich der Nationalrat mit der dritten Revision des Covid-19-
Gesetzes auseinander. Marie-France Roth Pasquier (mitte, FR) und Matthias Aebischer
(sp, BE) berichteten fur die WBK-NR von den Kommissionsentscheiden: Unumstritten
seien auch hier die Vorschlage des Bundesrates gewesen, da auch der Nationalrat ein
abruptes Auslaufen der Covid-Hilfen verhindern wolle. Zuséatzlich zu den neuen
standeréatlichen Regelungen lagen jedoch auch im Nationalrat verschiedene Vorschlage
von Kommissionsmehrheit und -minderheiten vor.

In der Eintretensdebatte forderten die SVP- und die FDP-Fraktion eine Riickkehr zur
Normalitat, wéhrend sich die GLP insbesondere gegen die Maskenpflicht im Freien
aussprach. Auch die Mitte-, die SP- und die Grlinen-Fraktionen zeigten sich Uber die
bereits erfolgten Lockerungen erfreut, sprachen sich aber fir einen «kontrollierten
Ausstieg» aus den Covid-19-Massnahmen aus. Eintreten war in der Folge unbestritten.
Widerstandslos verlangerte der Nationalrat die Covid-19-
Erwerbsausfallentschadigungen bis Ende 2021, wie es der Bundesrat vorgeschlagen
hatte. Stillschweigend stimmte er auch der Aufhebung der Obergrenze der A-Fonds-
perdu-Beitrége fur die Sportklubs zu. Gleichzeitig nahm er aber auch eine erganzende
Bestimmung der WBK-NR an, welche die Regelungen zu den A-Fonds-perdu-Beitragen
erneut andern wollte. Ursprlinglich hatte das Parlament entschieden, dass nur Klubs,
die bestimmte Vorgaben erflillen - darunter eine Reduktion der Léhne und ein Verzicht
auf Lohnerhéhung wahrend flnf Jahren - A-Fonds-perdu-Beitrage in der Héhe von 66
Prozent ihrer entgangenen Ticketeinnahmen erhalten sollen. In der Frihjahrssession
2021 hatte das Parlament diese Regelung insofern abgeschwéacht, als die Sportklubs
auch ohne die Erflllung einer dieser Vorgaben, némlich der Lohnreduktion,
Finanzhilfen in der Héhe von 50 Prozent der entgangenen Ticketeinnahmen erhalten
sollten - aber eben nicht die vollen 66 Prozent. Nun habe sich aber auch neben der
Lohnreduktion auch die Klausel zum Verbot der Lohnerhéhungen als problematisch
erwiesen, weshalb diese Regel ebenfalls geandert werden soll, wie Matthias Aebischer
fur die Kommission erklarte. Demnach sollen neu Sportklubs, welche die
Gesamtlohnsumme aller Mitarbeitenden und aller Spielerinnen und Spieler in den
néchsten funf Jahren erhéhen, nur die erhaltenen A-Fonds-perdu-Betrége, die 50
Prozent der entgangenen Ticketeinnahmen Ubersteigen, - nicht aber die gesamten
erhaltenen A-Fonds-perdu-Beitrage - zurlickzahlen mussen.
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Auch weitere Entscheidungen wurden ohne grosse Diskussionen getroffen: So
entschied der Nationalrat auf Vorschlag der WBK-NR auch, die Ausnahmeregelung zur
Durchfiihrung von Generalversammlungen von Aktiengesellschaften auf schriftlichem
oder elektronischem Weg bis Ende 2021 zu verlangern - der Stadnderat hatte eine
Verlangerung bis zum Inkrafttreten der Revision des Aktienrechts oder spatestens bis
Ende 2023 vorgesehen.

Stillschweigend folgte der Nationalrat seiner Kommission zudem bei der Verlangerung
der 100-prozentigen Kurzarbeitsentschadigung fiir Personen mit tiefen Einkommen
bis Ende 2021. Hingegen lehnte die grosse Kammer einen Antrag Piller Carrard (sp, FR),
basierend auf einem Mitbericht der SGK-NR, ab und sprach fur die Zeit zwischen Juni
und Dezember 2021 keine zuséatzlichen Taggelder. Umstrittener war zudem der Antrag
der Kommissionsmehrheit auf Verlangerung der Massnahmen im Kulturbereich bis Ende
April 2022: Eine Minderheit Gutjahr (svp, TG) hatte sich hier fir einen Verzicht auf die
vorzeitige Verlangerung ausgesprochen, war aber mit 96 zu 91 Stimmen (bei 3
Enthaltungen) knapp unterlegen.

Besonders umstritten waren schliesslich die vom Standerat eingefligten Anderungen:
Die Streichung der Moglichkeit fiir Zugangsbeschrankungen zu 6ffentlich zugénglichen
Einrichtungen und Veranstaltungen, sobald alle impfwilligen Erwachsenen geimpft
sind, hatte die Kommission zuvor mit 12 zu 10 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) abgelehnt.
Auch das ahnliche Anliegen, Inhaberinnen und Inhaber eines Covid-Zertifikats von
Zugangsbeschréankungen auszunehmen, hatte bei der WBK-NR mit 11 zu 11 Stimmen bei
2 Enthaltungen und Stichentscheid der Vizeprasidentin knapp keine Zustimmung
gefunden. Beide Antrage wirden den Handlungsspielraum des Bundesrates
einschranken, kritisierte Roth Pasquier flr die Kommissionsmehrheit. Man lehne zudem
generell die Aufnahme von Terminen und Kriterien ins Covid-19-Gesetz ab. Christian
Wasserfallen (fdp, BE) beflrwortete hingegen insbesondere diesen «GGG-Ansatz»
(Geimpfte, Genesene oder Getestete), mit dem man die Lockerungen vorantreiben
kénne. In der Folge sprach sich die grosse Kammer mit 106 zu 81 Stimmen (bei 1
Enthaltung) und mit 103 zu 78 Stimmen (bei 1 Enthaltung) fir beide Minderheitsantrége
auf Annahme der Bestimmungen aus und folgte damit dem Stédnderat. Zustimmung
fanden diese bei der SVP-, der FDP.Liberalen-, einer Mehrheit der Mitte-Fraktion und
einem Teil der GLP-Fraktion.

Zu einer eigentlichen Antragsflut der SVP-Fraktion kam es bei den Massnahmen im
Bereich der Gesundheitsversorgung sowie zum Covid-19-Zertifikat. Dabei forderten
Mitglieder der Fraktion unter anderem die Aufhebung der Maskenpflicht - im
Allgemeinen (Haab, svp, ZH), fur Personen mit Covid-19-Zertifikat (Martullo, svp, GR), im
Freien (mit Ausnahmen fir Veranstaltungen; Haab), bei Kindern und Jugendlichen auf
der Primar- und Sekundarstufe | und Il (Haab) sowie im Aussenbereichen von
Schularealen (Aeschi, svp, ZG). Erneut ging es auch um Fragen des Umgangs mit dem
Covid-19-Zertifikat. So wurde beantragt, dass dieses ausschliesslich fir den
internationalen Reiseverkehr und fur Grossveranstaltungen in Innenrdaumen mit mehr
als 5'000 Teilnehmenden, in Diskotheken und bei Tanzveranstaltungen gelten soll, nicht
aber zum Beispiel fur einen Restaurantbesuch (Gutjahr, &hnlich auch Addor (svp, VS§),
Aeschi sowie als einziges Mitglied einer anderen Fraktion Léonore Porchet (gp, VD)). In
einem weiteren Antrag sollte die Nutzung des Zertifikats in der Schweiz bis Ende
September 2021 begrenzt werden (Aeschi). Des Weiteren sollten Veranstaltungen fur
Geimpfte von der Verpflichtung zu zuséatzlichen Massnahmen wie einem Schutzkonzept
oder einer Maskenpflicht befreit werden (Herzog, svp, TG). Andere Vorstdsse verlangten
Rechtsgleichheit fur die Impfunwilligen (Gafner, edu, BE), die Auflésung des Mandats
der Swiss National Covid-19 Science Task Force (Keller, svp, NW) oder ganz allgemein ein
Ende der Einschrankungen - etwa der Homeofficepflicht (Gutjahr), der
Personenobergrenzen bei Veranstaltungen, Versammlungen, in Laden oder beim
Schulunterricht sowie der Einschréankungen flr Restaurants, sobald 80 Prozent der
Uber 65-Jahrigen geimpft sind (Aeschi) -, eine Streichung der Ordnungsbussen fir
Maskenverweigernde (Gafner) sowie eine systematische Kontrolle der Landesgrenzen
(Aeschi) und eine Einreisebeschrankung fur Personen ohne Covid-19-Zertifikat (Aeschi).
Keiner der Antrage fand im Nationalrat jedoch eine Mehrheit.

Mit 149 zu 39 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) verabschiedete der Nationalrat in der Folge
die dritte Revision des Covid-19-Gesetzes in der Gesamtabstimmung. Samtliche Nein-
Stimmen und Enthaltungen stammten von Mitgliedern der SVP-Fraktion. ™
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Bildung, Kultur und Medien

Kultur, Sprache, Kirchen
Kulturpolitik

Im Unterschied zum Standerat kamen der WBK-SR-Motion zum Konzept zur Pflege des
Kulturerbes der Schweiz im Nationalrat auch kritische Stimmen entgegen. Die
nationalratliche Kommission hatte sich im Zuge ihrer Beratungen zwar mit 17 zu 7
Stimmen bei einer Enthaltung fir die Annahme der Motion ausgesprochen, eine
Minderheit Haab (svp, ZH) stellte jedoch einen Antrag auf Ablehnung des Vorstosses. Die
Kommissionsmehrheit zeigte sich Uber die angestrebte Kursédnderung erfreut,
insbesondere weil sie sich erhoffte, die in der Kulturbotschaft 2021-2024 verpasste
Verlagerung des Fokus' von einer sektoriellen zu einer ganzheitlichen Handhabe sowie
der expliziten Miteinbeziehung der EDK als Kantonsvertretung nachholen zu kénnen. Die
Minderheit argumentierte primar mit der kulturellen Verwéasserung und der
zusétzlichen finanziellen Belastung. Martin Haab betonte, wie wichtig der Erhalt der
Schweizer Kultur und Traditionen gerade fur die SVP sei, was sich ja auch durch deren
Présenz an brauchtimlichen Grossveranstaltungen deutlich zeige. Die SVP stemme sich
folglich vehement dagegen, «wenn Teile unserer Gesellschaft unsere Kultur und unsere
Brauche verwassern wollen». Zudem flhre die Erarbeitung und Umsetzung des neuen
Konzeptes lediglich zu einem klnstlichen und unndétigen Aufblahen des
Verwaltungsapparates, was wiederum die ohnehin schon gebeutelten Staatsfinanzen
noch mehr strapazieren wirde. Im Weiteren bestehe ja, geméass dem
Kommissionsbericht, seit 2008 mit der «Memopolitik» ein Ubergeordnetes Konzept auf
Bundesstufe, wahrend die Verantwortlichkeiten fur die kantonale und kommunale
Ebene nicht beim Bund lédgen. Dennoch sprach sich der Nationalrat in der
Sommersession 2021 mit 134 zu 51 Stimmen bei 2 Enthaltungen fur die
Kommissionsmotion aus. Wenig Uberraschend stammten samtliche Gegenstimmen aus
der geschlossen stimmenden SVP-Fraktion.

Parteien, Verbande und Interessengruppen

Parteien
Linke und 6kologische Parteien

Auch bei den Stianderatswahlen 2019 verzeichneten die Griinen positive Resultate: Die
Partei gewann vier Mandate im Stockli hinzu (neu: 5 Sitze). Der Stdnderat wurde somit
griner und weiblicher, wie die NZZ berichtete. Gewahlt wurden vier griine Frauen (von
insgesamt 12 Frauen im Standerat) und ein griner Mann (von insgesamt 34 Ménnern in
der kleinen Kammer).

Im traditionell bargerlich wahlenden Kanton Glarus eroberte der grine Kandidat
Mathias Zopfi Uberraschend einen Sitz im Stéanderat. Er holte 252 Stimmen mehr als der
Bisherige Werner Hosli (svp, GL). Im den zweiten Wahlgéngen gelang den Grilinen, die in
den Kantonen Bern und Ziurich um einen weiteren Sitz kdmpften, jedoch kein Sieg
mehr: Die Kandidatinnen Regula Rytz (gp, BE) und Marionna Schlatter (gp, ZH)
verpassten den Sprung ins Stockli. Regula Rytz war rund 13'000 Stimmen von der Wahl
entfernt und Marionna Schlatter lag 70'000 Stimmen hinter dem Bisherigen Ruedi
Noser, der wiedergewahlt wurde.

Verbande
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VERBANDSCHRONIK
DATUM: 20.10.2019
CHRISTIAN GSTEIGER

Uberparteiliche politische Interessen / Think Tanks

Erstmals mischte die Operation Libero 2019 bei den nationalen Wahlen mit. Im Zuge
der sogenannten «Wandelwahl>», so der Name der Aktion, wurden insgesamt 38
Kandidierende aus verschiedenen Parteien mit dem «Gutesiegel von Operation Libero»
(NZZ) versehen und von der Organisation im Oktober zur Wahl empfohlen.

Zum Auftakt der Kampagne versammelten sich im Juni die ersten Nominierten,
darunter auch der Mitbegriinder der Operation Libero Nicola Forster (ZH, glp), welcher
den Einzug in den Nationalrat letztlich knapp verpasste, zusammen mit den Co-
Prasidentinnen Flavia Kleiner und Laura Zimmermann, die beide nicht zu den Wahlen
antraten, in Bern auf dem Casinoplatz. Der Wahlauftakt unterschied sich nicht von
anderen Wahlveranstaltungen, wie die NZZ damals festhielt; einziger Unterschied sei,
dass die Organisatorin keine Partei sei. Das Ziel der «Wandelwahl» war, die
progressiven Kréfte im Parlament zu starken und den «jahrelangen Stillstand und die
Blockade», in welcher sich die Schweizer Politik befinde, aufzubrechen, zitierte die
Aargauer Zeitung die Absichten der Operation Libero. Den Kandidierenden wurde bei
ihrer Wahlkampagne unter die Arme gegriffen, im Gegenzug mussten diese bei
erfolgreicher Wahl die Libero-Ziele unterstltzen, beispielsweise durch die Erarbeitung
eines griffigen CO2-Gesetzes, der «Ehe fur Alle» oder eine im Sinne der Operation
Libero konstruktiven Europapolitik.

Aufgrund dieser Forderungen musste die Operation Libero Kritik einstecken: Die WOZ
warf ihr Ende August vor, dass sie Kandidatinnen und Kandidaten kaufe und die
Demokratie als Supermarkt betrachte. Zudem monierte der «Blick», dass CHF 400'000
der insgesamt CHF 600'000 des Wahlkampfbudgets - geplant waren eigentlich CHF 1.5
Mio. - von einem einzigen Spender eingegangen seien und die Organisation sich
dadurch von diesem abhangig mache. Laura Zimmermann wies die Kritik der WOZ
zurtck: Das Empfehlen von Kandidatinnen und Kandidaten, die parteitibergreifend
Politik machen, sei «urdemokratisch». Gegenlber dem «Blick» meinte sie, es sei «kein
Rappen an die Kandidierenden geflossen» und man werde analysieren, weshalb von den
geplanten CHF 1.5 Mio. nur CHF 600'000 zusammengekommen seien und weshalb das
Crowdfunding fir die Kampagne diesmal nicht wie gewlinscht funktionierte.

Zehn der 38 empfohlenen Kandidierenden wurden schliesslich in den Nationalrat
gewahlt, wie die Operation Libero nach der Wahl in einer Medienmitteilung
kommunizierte: Gerhard Andrey (gp, FR), Susanne Vincenz-Stauffacher (fdp, SG), Roland
Fischer (glp, LU) und Marionna Schlatter (gp, ZH) zogen dabei neu in den Nationalrat ein.
Wiedergewéhlt wurden Yvonne Feri (sp, AG), Beat Flach (glp, AG), Sibel Arslan (gp/basta,
BS), Philipp Kutter (cvp, ZH), Eric Nussbaumer (sp, BL) und Kathrin Bertschy (glp, BE). *

1) Kubler, Glaser, Waldis (2019): Brennpunkt Demokratie. 10 Jahre Zentrum Demokratie Aarau; NZZ, 20.8., 11.9.19; AZ, 28.9.,
2.10.19; NZZ, 23.12., 28.12.19

2) ABNR, 2020, S. 986 ff.; CdT, LT, TA, TG, 17.6.20

3) AB NR, 2021, S. 773 ff.; AZ, NZZ, 5.5.21

4) AB NR, 2020, S. 1099 ff.; AB NR, 2020, S. 1113 ff.; AB NR, 2020, S. 1122 ff.; Blick, 18.6.20; AZ, CdT, LT, NZZ, 19.6.20; CdT, LT,
TA, 20.6.20; WoZ, 25.6.20

5) AB NR, 2020, S. 1744 ff.; AB NR, 2020, S. 1957; AB SR, 2020, S. 1071; BBI, 2020, S. 7773 ff.; CdT, NZZ, 23.9.20

6) AB NR, 2019, S. 785 f.; TA, 1.3., 28.3.19; NZZ, 4.6.19; BaZ, 11.6.19

7)AZ, 25.3.19; TA, 30.3., 3.4., 4.4.19; So-Bli, 21.4.19; SoZ, 5.5.19; TA, 16.5.19; NZZ, 1.6.,12.6.19; TA, 2.8.,19.8., 6.9.19; NZZ, 26.9.,
21.10.19

8) NZZ, SGT, 4.1.19; Blick, 19.1.19; NZZ, 27.3.19; NZZ, TA, 4.4.19; TA, 6.4.19; NZZ,13.4.19; NZZ,17.6.19; TA, 7.8., 9.8., 9.9., 20.9.19;
NZZ, 21.9., 30.9.19; TA, 1.10.19; NZZ, 3.10., 5.10.19; AZ, NZZ, TA, 21.10.19; NZZ, 22.10.19; TA, 25.10., 26.10.19; NZZ, TA, 30.10.19;
NZZ, 4.11.19; TA, 5.11.19; NZZ, 6.11.19; TA, 9.11.19; NZZ, 13.11.19; TA, 14.11.19; NZZ, 15.11.19; NZZ, TA, 18.11.19

9) AB NR, 2020, S. 2308ff.; AB NR, 2020, S. 2729; AB SR, 2020, S. 1438f.

10) AB NR, 2021, S. 1748 ff.; Medienmitteilung SIK-NR vom 21.5.21; Medienmitteilung SIK-NR vom 24.8.21

1) AB NR, 2021, §.922 f.

2) AB NR, 2021, S.117 ff. ; AB NR, 2021, S.714. ; AB SR, 2021, S.341; Communiqué de presse de la CSEC-CN du 22.01.2021

3) AB NR, 2020, S. 451 ff.; ABNR, 2020, S. 521; AB SR, 2020, S. 253 ff.

4) AB NR, 2021, S. 1425 ff.

5) AB NR, 2021, S. 1102 ff.

6) AB NR, 2021, S. 1386 ff.; Bericht WBK-NR vom 15.4.21

7) 24H, 2.9.19; Bund, 21.9.19; Exp, NZZ, 3.10.19; NZZ, TA, 21.10.19; WW, 7.11.19; AZ, NZZ, TA, 18.11.19

8) Medienmitteilung Operation Libero vom 21.10.19; NZZ, 28.6.19; AZ, SGT, 29.6.19; WoZ, 29.8.19; Blick, 20.9.19; So-Bli,
20.10.19
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